
 
 
 
 
 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß 
§§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
 
Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
II ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht 
auszuschließen.  
 
Dies gilt zunächst für den Fall einer Barkapitalerhöhung, jedoch begrenzt auf einen Höchst-
betrag von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals II 
vorhandenen Grundkapitals. Durch eine entsprechende Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss 
ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Fall einer Kapitalherabsetzung die 10 %-Grenze nicht 
überschritten wird, da die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
– falls dieser Wert geringer wird – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. 
Auf die vorgenannte 10%-Grenze werden eigene Aktien angerechnet, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert werden. Ferner sind auf die vorgenannte 10%-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, 
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. -
pflicht ausgegeben werden, sofern die Schuldverschreibungen aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 12. Mai 2011 (Tagesordnungspunkt 8) in sinngemäßer Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 
worden sind. Die Ermächtigung gilt des Weiteren mit der Maßgabe, dass der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 
wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung soll von der Möglichkeit des erleichterten 
Bezugsrechtsausschlusses gemäß §§ 203 Abs. 1, Abs. 2 in Verbindung mit 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG Gebrauch gemacht werden. Diese Möglichkeit dient dem Interesse der Gesellschaft und 
der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Ausgabe der Aktien. Die in § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die 
Verwaltung in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Möglichkeiten 
schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung 
der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf 
die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts können der Eigenkapitalbedarf 
bei sich kurzfristig bietenden Marktchancen sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich neue 
Aktionärsgruppen im In- und Ausland geworben werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der 
häufig und insbesondere in letzter Zeit zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten 
besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen 
bei der Festlegung des Bezugspreises führt. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts 
wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Schließlich kann die Gesellschaft bei einem 
bestehenden Bezugsrecht wegen der Länge der Bezugsfrist von zwei Wochen nicht kurzfristig 
auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen 
Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigeren Eigenkapitalbeschaffung führen können. Die Möglichkeit einer kurzfristig 
durchführbaren Kapitalerhöhung ist für die Gesellschaft insbesondere deshalb von Bedeutung, 
weil sie in ihren Märkten Marktchancen schnell und flexibel nutzen und einen dadurch 
entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig decken können muss. Der Ver-
kaufspreis und damit das der Gesellschaft zufließende Geld für die neuen Aktien wird sich am 
Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht  



 
 
 
 
 
wesentlich, voraussichtlich nicht um mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht um mehr als 5 %, un-
terschreiten. Im Hinblick darauf, dass sämtliche von der Gesellschaft bisher ausgegebenen 
Aktien zum regulierten Markt an der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen sind, können nach 
dem derzeitigen Stand die an der Erhaltung ihrer Beteiligungsquote interessierten Aktionäre bei 
Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG problemlos Aktien der Gesellschaft über die Börse hinzuerwerben.  
 
Die Ermächtigung sieht weiter vor, begrenzt jedoch auf maximal 10 % des Grundkapitals, dass 
bei bestimmten Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen das Bezugsrecht ausgeschlossen 
werden kann. Dieser Ausschluss dient dem Zweck, den Erwerb von Unternehmen, von Unter-
nehmensteilen, von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenstän-
den gegen Gewährung von Aktien zu ermöglichen. Führt der Erwerb im Wege der Kapitaler-
höhung gegen Sacheinlagen bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer 
aus sonstigen Gründen eher an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geld-
zahlung interessiert, stärkt die hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der 
Gesellschaft. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesell-
schaft geboten sein, dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung anzubieten. Durch das 
genehmigte Kapital II kann die Gesellschaft bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und fle-
xibel reagieren, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen Ausgabe neuer Aktien zu 
erwerben. Die beantragte Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine optimale Fi-
nanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit einer Stärkung der Eigenkapitalbasis 
der Gesellschaft. Zu den zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenständen können auch 
Forderungen (Kredite oder Anleihen) gegen die Gesellschaft oder gegen Konzernunternehmen 
gehören. Wenn diese als Sacheinlage in die Gesellschaft eingebracht werden, führt dies zum 
Wegfall der Verbindlichkeit und gleichzeitig zur Stärkung des Eigenkapitals. Die Verwaltung will 
die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter Ausnutzung der Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts aus dem genehmigten Kapital II in jedem Fall nur dann 
nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung des zu erwerbenden 
Unternehmens, Unternehmensteils, der zu erwerbenden Beteiligung oder der zu erwerbenden 
sonstigen Vermögensgegenstände in einem angemessenen Verhältnis stehen. Dabei soll der 
Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet 
werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird 
somit vermieden. Durch die Beschränkung auf maximal 10 % des im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals wird gleichzeitig auch eine 
mögliche Stimmrechtsverwässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre 
begrenzt. Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im 
Interesse der Gesellschaft geboten. Sollte die Verwaltung von der ihr erteilten Ermächtigung 
Gebrauch machen, wird der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen et-
waigen Erwerb gegen Ausgabe von neuen Aktien der Gesellschaft folgt.  
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im 
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis 
dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbe-
trages würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durch-
führung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als 
freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder  



 
 
 
 
 
durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet.  
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von Options-
scheinen oder Wandelschuldverschreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechten oder 
Options- oder Wandelgewinnschuldverschreibungen dient dem Zweck, dass im Fall einer 
Ausnutzung dieser Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den 
sogenannten Verwässerungsschutzklauseln der Options- oder Wandelungsbedingungen 
ermäßigt zu werden braucht, sondern auch den Inhabern der Optionsscheine bzw. 
Wandelschuldverschreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechte oder Options- oder 
Wandelgewinnschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 
kann, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen würde. Mit 
der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals II unter sorgfältiger Abwägung zwischen beiden 
Alternativen zu wählen.  
 
 
Essen, 22. März 2011 
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